
„Sozialpolitische Unwucht“: Familienbund fordert fairen Lastenausgleich zwischen Familien und 

Wirtschaft bei Corona-Maßnahmen 

Berlin, 18. Januar 2021 – „Im Rahmen der Corona-Maßnahmen muss die Bundesregierung die 

Wirtschaft stärker in die Verantwortung nehmen“, erklärte Familienbund-Präsident Ulrich Hoffmann 

heute in Berlin angesichts des morgigen Treffens der Bundeskanzlerin mit den Länderchefs zum 

Umgang mit der Corona-Lage. „Die Maßnahmen der Bundesregierung und der Länder zur 

Bekämpfung der Corona-Pandemie haben eine besorgniserregende sozial- und familienpolitische 

Unwucht. Das muss dringend korrigiert werden“, erklärte Hoffmann. 

Er zeigt sich alarmiert: „Die sich abzeichnenden Verschärfungen und Verlängerungen des Lockdowns 

bei geschlossenen Kitas und Schulen ohne gleichzeitige Entlastungsmaßnahmen beanspruchen 

Familien weit über die Grenzen der Belastbarkeit. Der aktuelle politische Corona-Kurs nimmt den 

Verschleiß von Familien billigend in Kauf. Das ist umso erstaunlicher, als Familien laut Grundgesetz 

unter dem besonderen Schutz des Staates stehen. Diesem Verfassungsanspruch werden die Corona-

Maßnahmen seit nun bald einem Jahr kaum gerecht, weil sie mit der Lebenswirklichkeit von Familien 

nicht vereinbar sind. Das zeigt sich vor allem in den enormen Mehrfachbelastungen von Eltern 

zwischen Homeoffice, Hausunterricht, Erziehungs- und Sorgearbeit sowie den weitreichenden 

Einschränkungen für Kinder und Jugendliche bei Bildung und sozialen Beziehungen.“ 

Hoffmann fordert abermals die rasche Einberufung eines hochrangig besetzen nationalen 

Familiengipfels für grundlegende familienpolitische Weichenstellungen auf dem Weg durch die Krise: 

„Entscheidungsgremien zur Corona-Pandemie müssen endlich mit ebenso vielen Familienexperten 

wie Virologen besetzt werden. Hinzu kommt: Die Corona-Maßnahmen müssen einen fairen 

Lastenausgleich zwischen Familien und der Wirtschaft ermöglichen. Es ist abwegig, Schulen und Kitas 

über Wochen und Monate zu schließen, während die Wirtschaft weiter hochtourig läuft und der 

Appell des Bundespräsidenten, Homeoffice zu ermöglichen, vielerorts ungenutzt bleibt. Ein 

menschenfreundlicher Infektionsschutz sieht anders aus.“ 

Hoffmann bekräftigte, dass eine Politik der Einschränkungen und des Verzichts notwendig ist, um die 

Folgen der Corona-Pandemie mit möglichst wenig Leid und überschaubaren Folgen zu bewältigen: 

„Die Corona-Politik muss gesellschaftlich aus-gewogen sein und die unter besonderem Schutz und 

Belastungen stehenden Gruppen wie Familien wirkungsvoll unterstützen, gerade auch mit Blick auf 

ihre tagtäglichen Belastungen. Die Corona-Politik stellt ihre weitreichenden Einschränkungen fast 

ausschließlich auf den privaten Lebensbereich der Menschen ab, ohne die Wirtschaft nennenswert in 

die Verantwortung zu nehmen. Das ist weder solidarisch, sozial ausgewogen noch nachvollziehbar“, 

sagte Hoffmann weiter. 

„Die Wirtschaft sitzt auch bei der Bewältigung der Corona-Pandemie mit im Boot. Es dürfen aber 

nicht nur die Eltern sein, die rudern. Die Wirtschaft stärker in die Verantwortung zu nehmen, zum 

Beispiel durch mehr Verbindlichkeit beim Homeoffice und Sonderurlaub für Eltern, würde nicht nur 

die Effektivität der Corona-Maßnahmen erhöhen, sondern auch Eltern bei ihren immensen 

Anforderungen wirkungsvoll entlasten, nicht zuletzt auch durch Schulen und Kitas, die wieder 

geöffnet werden könnten.“ 


